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Aus dem steirischen Landtag

Bei der Th erme Bad Gleichen-
berg wurden von Seiten des 
Landes 13,6 Mio. Euro an öf-
fentlichen Mitteln in den Sand 
gesetzt. Diese Summe ist nur 
die Spitze eines Eisbergs. Über 
dubiose Firmennetzwerke üben 
externe Berater großen Einfl uss 
auf die KAGes und die steiri-
sche Gesundheitspolitik aus.

LAbg. Werner Murgg (KPÖ) 
durchleuchtete am 15. März 

in einer Pressekonferenz das 
komplizierte Firmengefl echt. Er 
wies auf die Vermischung von 
öff entlichen und privaten Inte-
ressen im steirischen Gesund-
heitssystem hin. „Es ist skanda-
lös, dass das Land im Gesund-
heitssystem Berater beschäftigt, 
die gleichzeitig privatwirtschaft-
liche Interessen in diesem Be-
reich verfolgen. Die öff entliche 
Hand zahlt, Private machen ein 
gutes Geschäft: Diese Methode 
hat im Land System“, so Murgg.

Bund und Land sind durch 
Verträge und Geschäfte mit 
Christian Köck und anderen Per-
sonen (Haselsteiner, Hohenberg) 
und Firmen ein hohes Risiko ein-
gegangen. In Bad Gleichenberg 
gingen etwa 13,6 Mio. Euro (8,7 
Mio. Fördermittel plus 4,9 Mio. 
Euro stille Beteiligung) verloren. 

Beraterskandal mit Millionenschaden

Die Dimension übersteigt jene 
der „Causa Herberstein“ bei wei-
tem.

Ebner und Hohenauer sind 
Autoren des Regionalen Struk-
turplanes Gesundheit (RSG) 
für die Steiermark und mehrere 
andere Bundesländer. Köck war 
noch an diesem Unternehmen 
beteiligt, als die Beschlüsse zu 
Bad Gleichenberg vom Landtag 
gefasst wurden. Damals – die 
KPÖ war noch nicht im Landtag 
vertreten – stimmen alle Partei-
en (ÖVP, SPÖ, FPÖ, GRÜNE) 
diesem Geschäft zu. Unter dem 
damaligen Gesundheitslandes-
rat Erlitz (SPÖ) sollte auch die 
KAGes-Verwaltung privatisiert 
werden. Christian Köck gibt laut 
Angaben auf seiner Webseite mit 
Duldung von LR Edlinger-Ploder 
(VP) wesentliche Eckpfeiler der 
steirischen Gesundheitspolitik 
vor. Öff entliche Einrichtungen 
sollen auf Anregung dieser Bera-
ter zugesperrt oder privat betrie-
ben werden. 

In Bad Gleichenberg ist die 
gesamte Firmenkonstruktion 
dazu geeignet, Christian Köck 
die alleinige Kontrolle über die 
mit öff entlichen Geldern fi nan-
zierte Th erme zu geben. Es ist 
zu befürchten, dass sich diese 
Vorgänge in Bad Aussee wie-
derholen, wo zu ganz ähnlichen 

Wir berichten, was andere verschweigen.

Konstruktionen gegriff en wur-
de. Die KPÖ stellte am 19. März 
zwei Dringliche Anfragen an 
LH-Stv. Schützenhöfer als 
Tourismusreferent sowie an 
LR Edlinger-Ploder als Gesund-
heitslandesrätin. LAbg. Murgg: 

„Wenn Landesrätin Edlinger-
Ploder nicht in der Lage ist, für 
die KAGes einen Vorstand zu 
fi nden, der mit der Aufgabe nicht 
überfordert ist, soll sie zurücktre-
ten!“

Vermischung von öff entlichen und privaten Interessen –  KPÖ-LAbg. Murgg: „Wenn 
LR Edlinger-Ploder nicht in der Lage ist, KAGes zu managen, soll sie zurücktreten!“

KPÖ-Kontrollsprecher Werner Murgg präsentierte dem Landtag 
das dubiose Firmenge� echt.

Die Hundeabgabe wurde 
unlängst durch eine Gesetzes-
novelle radikal verteuert und 
die Vollziehung verkompliziert. 
Dennoch stimmten außer den 
„Reformpartnern“ auch Grüne 
und FPÖ im Landtag zu. Heute 
wollten beide Parteien das von 
ihnen mitbeschlossene Gesetz 
novelliert wissen. SPÖ und 
ÖVP verschoben die Anträ-
ge aber in den Gemeindeaus-
schuss.

KPÖ-LAbg. Werner Murgg: 
„Jetzt kommen FPÖ und Grü-
ne drauf, dass das Gesetz ver-
pfuscht worden ist. Hätten die 
beiden Parteien gleich nachge-
dacht, welchen Bestimmungen 
sie hier zustimmen, wäre es viel-
leicht im Vorfeld der Beschluss-
fassung zu Korrekturen gekom-
men. Damals hat aber nur die 
KPÖ auf die Probleme hinge-
wiesen und als einzige Partei 
gegen das Gesetz gestimmt.“

Hundesteuer: FPÖ und Grüne hätten 
gleich nachdenken sollen!
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13,6 Mio. Euro an öff entli-
chen Mitteln wurden bei der 
Th erme Bad Gleichenberg in 
den Sand gesetzt. Das deckte 
die steirische KPÖ auf (sie-
he Seite 1). Zum Firmennetz 
richtete sie zwei Dringliche 
Anfragen an LH-Stv. Schüt-
zenhöfer sowie an LR Edlin-
ger-Ploder.

Tourismusreferent Schüt-
zenhöfer sprach in seiner 

Anfragebeantwortung aus-
schweifend über die Geschich-

Dringliche Anfragen im Landtag: ÖVP setzt auf Vernebelung
Dreierallianz gegen transparente Regelung

Raiffeisen Holding NÖ-Wien

A PORR AG 

Strauss & Partner Development GmbH
Prokurist u.a. Haunold

hospitals Projekt Entwicklungs GmbH

Geschäftsführer: Martestschkäger R.., Hauniold, Grossmeger

KMG Klinikum Management
Geschäftsführer:: Köck C., Martstschläger B. Prokurist: Fischll W., u.a.

Grabenstraße 32, 8010 Graz

KBB Klinikum Besitz- und Betriebs GmbH
Geschäftsführer:: Köck C., Martstschläger Topfebner

Schottengasse 4, 1010 Wien

KMG Klinikum Management

SRK Klinikum Beteiligungs GmbH 
Geschäftsführer: Hager M., Thaler G. Prokurist: Kiefer G. 

Raiffeisenplatz 1, 1020 Wien

REHAMED Beteiligungs GmbH 
Geschäftsführer: Martestschkäger R.., Prokurist: Löck C 

Grabenstraße 23, 8010 Graz
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Aufsichtsrat:: UA Alfred Gusenbauer, Wolf Siegfried

Gruppe Haselsteiner
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Sozialversicherungsanstalt der Bauern

RENHMED 

Rehabzentrum Bad Gleichenberg

Geschäftsführer: Martetschläger B.

Schweirzerweg 4, Bad Gleichenberg

26%

50%

74%

26%

100%

SES Consulting
GF: C. Köck

100% Köck Privatstiftung 

KPS Beteiligungs GmbH

HCC Health Care Company  GmbH
Geschäftsführer: C. Köck, Sundvoer E.C

AC Management Services GmbH
Geschäftsführer: C. Köck, Schklarek

ACIN4 Beteiligungs GmbH
Geschäftsführer: C. Köck, Schklarek

HG3 Beteiligungs GmbH

100%

Archive Equity

50%

50%

100%

50%

ASP Holding GmbH

50%

REKLI GmbH 
Geschäftsführer: C. Köck, Sundvoer E.C

Schottengasse 4, 1010 Wien

33,33%

Haselsteiner Familienprivatstiftung

Töpfl Privatstiftung (Hohenberg)
Vorstand: Fattinger, Strauss, Christiner

32,67%

Gleichenberger Thermen-Park-Hotel Beteiligungs GmbH
Geschäftsführer: Köck C, Strauss C. 

Pucher & Schacher, Rechbauerstraße 31, 8010 

Alfa Thermenbeteiligungs GmbH
Geschäftsführer: Köck C, Zögling St.

Pucher & Schacher, Rechbauerstraße 31, 8010 

Kappa Thermenbeteiligungs GmbH
Geschäftsführer: Köck C, Zögling St.

Pucher & Schacher, Rechbauerstraße 31, 8010

Bilanzverlust: 38,5 Mio €, neg. Eigenkapital -24 Mio €

HGI Beteiligungs AG
Vorstand: Hohenberg, 

Eigenkapital: 2,6 Mio €

Bilanzverlust 420.000 €

Quellen im Brunnental Bad Gleichenberg Wasserversorgungs GmbH
Geschäftsführer: Kiefer G , Liebe-Kreutzner

Untere Brunnenstraße 40, Bad Gleichenberg

Gleichenberger Johannisbrunnen GmbH 

Geschäftsführer: Liebe-Kreutzner
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34,4%

65,5%

28,33

5,67%

MKS Beteiligungen GmbH

KBG Krankenhaus Beteiligungs GmbH
Geschäftsführer: Köck C.

Bilanzverlust 2011: 20 Mio EUR,. Alg neg. EK: -4,7 Mio Eur.

Kurhaus Bad Gleichenberg GmbH
(Betreibergesellschaft der Thermenbetriebes)
Geschäftsführer:  Köck C.

Bilanzverlust 18 Mio €, neg. Eigenkapital: -11,5 Mio €

Anlagevermögen 400.000 €

H + T Beteiligungs GmbH
Geschäftsführer: Köck C., Zöchling

Bilanzverlust: 11 Mio €, neg. EK: -4,9 Mio €

Anlageverm.: 1 €, Umlaufvermög.: 7.300 €

Gleichenberger Therapie und Heilthermen Beteiligungs GmbH
Geschäftsführer: Köck C.

Bilanzverlust: 8,6 Mio €, Eigenkapital 16.500 €, Anlagevermögen 1€

!00%

8,5%

33,33%

99,9%

49%

42,5%

Land Steiermark
Stille Beteiligung i.d.H von 4,9 Mio €

Förderung i.d.H. von 8,7 Mio €

2004 Vertragspartner des Managementvertrag mit der KAGes
bis 2008 ehemalige Health Care Company Krankenhaus Betriebsführungs AG  
2009 Zusammenschluss mit Humanomed u. Hospitals Proj. Entw. GmbH (Betreibergemeinschaft f. SVB Rehab)

KBG hält Kredit in der Höhe von 18 Mio EUR sowie Pfandrechte an den Thermenimmobilien. 

lt. Firmenbuch keine Haftung mehr für Therme

Überschuldung der Gesellschaft soll durch Gläubigerverzicht 

beseitigt werden. 

Bilanzverlust: 14,9 Mio €, negatives Eigenkapital: -405.000 €, 

Anlagevermögen: 1 €, Umlaufvermögen 5000 €

Fortführung nicht geplant

Republik Österreich
Förderung i.d.H von 6,7 Mio €

Sach-Anlagevermögen 

2008: 53,2 Mio €

2011: 24 Mio €

Fortbestand hängt davon ab, ob die KBG 

nach Insolvenz der Kappa Gesellschaft 

deren Liegenschaften und die Rechte aus 

dem Pachtvertrag übernimmt und in der 

Folge die Pacht senkt

Pachtzahlung

Fortführung nicht 

wahrscheinlich

gegründet 2005 als HCC Management GmbH als 100% 

Tochter der damaligen HCC Krab AG

HCC betreibt lt. eigener Homepage Rehakliniken in 

Österreich, hat angeblich Managementvertrag mit KAGes 

und hat Kooperationsvertrag mit der MUG entwickelt.

führt Sonderkrankenanstalten f. 

rheumatische Erkrankungen, Bad Gasten, 

Baden, Bad Hall, Bad Schallabach, Bad 

Gleichenberg 

Legende

Anmerkung

Der Köck-Gruppe zuzurechnende Gesellschaften

Der Haselsteiner-Gruppe zuzurechnende Gesellschaften

Der Hohenberg-Gruppe zuzurechnende Gesellschaften

öffentliche Hand

sonstige Kapitalgesellschaften und Institutionen

(stille) Beteiligungen, Förderungen 

Pachtzahlung

te von Bad Gleichenberg, seine 
religiösen Überzeugungen, die 
Schi-WM und den Th ermen-
tourismus im Allgemeinen, den 
an ihn gerichteten Fragen wich 
er aber aus bzw. beantwortete 
sie in selektiver Weise.

Gesundheitslandesrätin 
Edlinger-Ploder ging in ihrer 
Beantwortung zwar auf die Fra-
gen ein, wich aber dem Kern 
des Problems aus und ging nur 
am Rande auf die Problematik 
der Unvereinbarkeit ein. Die 
KPÖ reagierte mit einem An-

trag, künftig von externen Be-
ratungsleistungen abzusehen 
– insbesondere dann, wenn die 
beauftragten Personen auch pri-
vate wirtschaftliche Interessen 
im steirischen Gesundheitswe-
sen verfolgen. Dafür könnte eine 
Konkurrenzklausel sorgen. SPÖ 
und ÖVP lehnten dies jedoch 
gemeinsam mit der FPÖ ab. 
Einem Antrag der Grünen auf 
Überprüfung der Causa durch 
den Rechnungshof erteilten 
SPÖ und ÖVP ebenfalls eine 
Abfuhr.

KPÖ-LAbg. Werner Murgg: 
„Die Anfragebeantwortungen 
haben eher zur Vernebelung als 
zur Aufklärung beigetragen. Der 
Verdacht, dass hier eindeutige 
Unvereinbarkeiten verschleiert 
werden sollen, wurde dadurch 
noch verstärkt. SPÖ und ÖVP 
mauern nun gemeinsam, an-
statt sich künftig für transpa-
rente Lösungen einzusetzen, die 
der Bevölkerung dienen, nicht 
den Interessen einzelner Unter-
nehmer.“

Die umfassende Neuge-
staltung der steirischen 

Landesbibliothek hat viele Ver-
besserungen gebracht, das Ser-
viceangebot wurde erweitert. 
Leider sind die Öff nungszeiten 
sehr knapp bemessen, sodass es 
Interessierten kaum möglich ist, 
diese Einrichtung zu nutzen.

KPÖ-Klubobfrau Claudia 
Klimt-Weithaler hat sich deshalb 
für eine Ausweitung der Öff -
nungszeiten eingesetzt. Ihrem 
Antrag wurde im zuständigen 

Ausschuss des Steiermärkischen 
Landtags stattgegeben. Statt um 
10 Uhr öff net die Landesbiblio-
thek künftig um 9 Uhr, was aus 
Sicht der KPÖ-Abgeordneten 
eine deutliche Verbesserung 
darstellt.

LAbg. Klimt-Weithaler: „Es 
ist erfreulich, dass das Land 
so schnell auf unseren Antrag 
reagiert hat. Die längeren Öff -
nungszeiten sind positiv, lösen 
aber nicht das Problem, dass 
Berufstätige kaum Gelegenheit 

haben, das Angebot zu nutzen. 
Wichtiger als eine Öff nung um 
9 Uhr wäre es, zumindest an 
einem Tag in der Woche in den 
Abend hinein geöff net zu haben. 
So wäre der Bestand der Landes-
bibliothek auch für jene zugäng-
lich, die tagsüber arbeiten oder 
außerhalb von Graz leben.“

Die KPÖ wünscht sich eine 
längere Abendöff nung, wie dies 
auch im ursprünglichen Antrag 
an den Landtag zum Ausdruck 
gebracht wurde.

Landesbibliothek: Nach KPÖ-Antrag werden Öff nungszeiten ausgeweitet
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Am 26. Februar beschloss der 
steirische Landtag den Be-

richt der Landesregierung über 
den Aktionsplan zur Umsetzung 
der UN-Behindertenrechtskon-
vention. Im Zentrum steht die 
verpflichtende Umsetzung der 
UN-Übereinkommen für Men-
schen mit Behinderungen.

Auch wenn die Zielset-
zungen durchaus positiv sind, 
stimmte die KPÖ im Landtag 
gegen diesen Bericht. KPÖ-
Klubobfrau Claudia Klimt-
Weithaler: „Die umfangreichen 
Kürzungen bei den Leistungen 
im Steiermärkischen Behinder-
tengesetz der letzen Jahre stehen 
in einem unauflösbaren Wider-
spruch zu den Zielsetzungen. 
Keine der Verschlechterungen 
wird durch die Maßnahmen im 
Aktionsplan im Wesentlichen 
berührt, geschweige denn ausge-
glichen. Dies bedeutet, dass der 
Aktionsplan sein Ziel, nämlich 
die Umsetzung der Konvention, 
verfehlen wird, solange dieser 
massive Flurschaden in der stei-
ermärkischen Behindertenpoli-
tik nicht beseitigt wird.“

Kürzungen im Landeshaus-
halt etwa bei Assistenzleistun-
gen, die Verschlechterung 
der Betreuungsschlüssel von 
Assistenzleistungen stehen im 
Widerspruch zu Art. 3 der UN-
Konvention über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen, 
welche ,,volle und wirksame 
Teilhabe an der Gesellschaft“ 
sowie die ,,Freiheit, eigene und 
wirksame Teilhabe an der Ge-
sellschaft“ sowie die ,,Freiheit, 
eigene Entscheidungen zu tref-
fen, gewährleisten soll.

Ebenso steht die Strei-
chung der Entwicklungsför-
derung für Kinder und Ju-
gendliche mit Behinderung 
im Widerspruch zu der vom 
Gedanken der Chancengleich-
heit getragenen Grundprinzipi-
en der UN-Konvention und im 
Besonderen dem in  Art. 24 (d, 
e) verankerten Recht auf Unter-
stützung im Bildungssystem.

Die Kürzungen von mobi-
len Assistenzleistungen stel-
len die in Art. 19 (a) verankerte 
freie Wahl der Wohnform und 
des Aufenthaltsorts in Frage 

Steiermark rückt von UN-Behindertenrechtekonvention ab
„Flurschaden in steirischer Behindertenpolitik“

– Menschen mit Behinderung 
könnten dadurch zum Umzug 
aus ihrer eigenen Wohnung in 
ein Heim gezwungen sein.

Kürzungen bei persön-
lichen Assistenzleistungen 
gefährden die Chancen von 
Menschen mit Behinderung auf 
Absolvierung einer Ausbildung 
und auf Zugang zum Arbeits-
markt (Art 27 der Konvention).

Die Reduktion der Frei-
zeitassistenz, bzw. ihre Strei-
chung bei vollzeitbetreuten 
Menschen mit Behinderung 

KPÖ-LAbg. Werner Murgg 
erneuerte seine Kritik am 

Umgang von SPÖ und ÖVP mit 
der steirischen Gemeindeinitia-
tive, die sich gegen die drohen-
den Gemeindefusionen quer-
legt. Mittlerweile haben sich 
140 Gemeinden angeschlossen. 
Anstatt das Gespräch mit den 
Betroffenen zu suchen, will 
LH-Stv. Schützenhöfer wider-
spenstige Bürgermeister in Ein-
zelgesprächen zum Einlenken 
zwingen.

Den Gemeinden geht es in 
erster Linie darum, Zwangsfu-
sionen zu verhindern. Das wi-
derspricht den Vorstellungen 
von SPÖ und ÖVP, hat doch 
LH-Stellvertreter Schützen-

Widerstand gegen Gemeinde-
zusammenlegungen wächst

Gemeindeinitiative wird von  
„Reformpartnern“ erneut verhöhnt

höfer im Landtag mehrmals 
erklärt: „Ohne Zwang wird es 
nicht gehen“. Bereits im Land-
tagsausschuss „Gemeinden“ am 
15. Jänner wurde eine Behand-
lung der Anliegen der Initiative 
verhindert.

LAbg. Werner Murgg: „SPÖ 
und ÖVP fügen dem ländli-
chem Raum irreparablen Scha-
den zu und verweigern konse-
quent das Gespräch mit den de-
mokratisch gewählten Bürger-
meistern. Die einzige Antwort, 
die die Landesparteien verste-
hen, wäre eine Kandidatur der 
betroffenen Bürgermeister bei 
der nächsten Wahl bei der Wahl 
mit einer Namensliste - oder 
auch auf einer Liste der KPÖ.“ 

überhaupt gefährdet wird die 
im Art 30 garantierte ,,Teilhabe 
am kulturellen Leben sowie an 
Erholung, Freizeit und Sport“.

Die KPÖ stellte im Land-
tag den Antrag, die Durchfüh-
rungsverordnung zu ändern, 
damit die Verschlechterungen 
wieder zurückgenommen wer-
den können, sowie die regelmä-
ßige Information der Abgeord-
neten durch die Monitoring-
stelle des Landes. Der Antrag 
scheiterte am Widerstand der 
„Reformpartnerschaft“.

An die 40 Schulen sind der 
„Bildungspolitik“ von SPÖ 

und ÖVP in der Steiermark be-
reits zum Opfer gefallen. Mit 
dem vom Landtag mehrheitlich 
beschlossenen Bildungsplan 
wird die Grundlage für weitere 
Schließungen geschaffen. Die 
KPÖ stimmte dagegen.

KPÖ-Klubobfrau Claudia 
Klimt-Weithaler betonte, dass 
der Bildungsplan auch positive 
Seiten habe. Diese stehen aber 
in einem krassen Widerspruch 
zur politischen Wirklichkeit in 
unserem Bundesland.

Klimt-Weithaler: „Die Bil-
dungspolitik hat sich in dieser 
Periode bisher auf eine flächen-
deckende Schließung von Klein-
schulen und die Einführung 
von Kindergartengebühren be-
schränkt. Mit dem Bildungsplan 
liegen nun durchaus positive 
Zielsetzungen vor. Allerdings 
ist zu befürchten, dass diese aus 
Kostengründen auf die lange 
Bank geschoben werden, wäh-
rend weitere Schulschließungen 
nur eine Frage der Zeit sind, so-
lange diese Regierung das Sagen 
hat.“

Steirischer „Bildungsplan”: Schulschließungen   
KPÖ protestiert!

Zum 60er von LH Voves
Klimt-Weithaler (KPÖ) gratuliert der  

Landesspitze und hofft auf Kurswechsel

In einem Interview mit der 
Kleinen Zeitung anlässlich 

seines 60. Geburtstags kritisier-
te LH Voves die steirische SPÖ. 
Diese habe sich in den letzten 
30 Jahren vor allem um „Dop-
pelliter und Schnapskarten“ 
gekümmert, die „Sorgen und 
Probleme der Menschen“ seien 
dabei auf der Strecke geblieben.

Die Realität ist aber eine 
andere: Durch die Streichorgi-
en unter LH Voves im Bereich 
der Jugendwohlfahrt und der 
Behindertenhilfe, durch die 
ständigen und sachlich nicht 
gerechtfertigten Strompreis-
erhöhungen, durch die Schlie-
ßung von Schulen und Kran-
kenhäusern, durch die Einfüh-
rung von Pflegeregress und die 
Kürzung der Wohnbeihilfe, um 
nur einige Beispiele zu nennen, 
ist der Lebensstandard gerade 
der sozial Schwächeren in der 
Steiermark deutlich gesunken. 
Besonders schlimm sind die 
aktuellen Zahlen über Kinder-

armut in unserem Bundesland. 
Seit Jahrzehnten gab es nicht so 
viele Kinder und Jugendliche, 
die an oder unter der Armuts-
grenze leben.

KPÖ-LAbg. Claudia Klimt-
Weithaler: „Ich wünsche Lan-
deshauptmann Franz Voves 
und auch seinem Stellvertreter 
Hermann Schützenhöfer al-
les Gute zum Geburtstag, viel 
Glück und Gesundheit. LH 
Voves sollte aber einmal darü-
ber nachdenken, dass die von 
ihm angesprochenen Sorgen 
und Probleme der Bevölkerung 
in einem erheblichen Ausmaß 
mit seiner eigenen Politik zu-
sammenhängen. Vielleicht 
kommt es dann zu einem so-
zialen Kurswechsel – noch vor 
dem Ende seiner Amtszeit. Das 
wünsche ich den vielen Steire-
rinnen und Steirern, die jetzt 
viel schwerer über die Runden 
kommen als vor Beginn der 
so genannten Reformpartner-
schaft“



http://www.mindestsicherungsrechner.at/

Katzenjammer nach Schi-WM: Zweifel an Nachhaltigkeit
Die Kosten für die Schi-WM 
2013 in Schladming sprengten 
mit insgesamt über 400 Mio. 
Euro (lt. profil) jeden vernünf-
tigen Rahmen. Nach bisherigen 
Schätzungen liegen die Kosten 
für das Land Steiermark, die 
größtenteils durch Kredite 
finanziert werden müssen, 
bereits bei mindestens 150 Mil-
lionen Euro, weitere Ausgaben 
in Millionenhöhe folgen noch.

Vor dem Hintergrund der 
drastischen Kürzungen 

in wichtigen Bereichen (Un-
terstützung für Menschen mit 
Behinderung, Frühförderung, 
Armutsbekämpfung, Wohn-
beihilfe, Kinderbetreuung…) 
setzte sich die KPÖ deshalb 

das Gebot der Sparsamkeit, 
mit den Stimmen der Grünen 
wohlgemerkt, für einen zwei-
wöchigen Event der Superlative 
ohne nachhaltige Effekte für die 
Region außer Kraft zu setzen. 
Dass der grüne Abgeordnete 
Schönleitner zwar dem Projekt 
zustimmte, nachdem die KPÖ 
das Ausmaß der Verschwen-
dung öffentlich bekannt mach-
te, sich aber plötzlich kritisch 
und kostenbewusst gibt, ist 
mehr als befremdlich. Die von 
ihm angekündigten Fragen zur 
Schi-WM Schladming hat die 
KPÖ bereits vor mehr als einem 
Jahr durch eigene Recherche 
und parlamentarische Anfra-
gen beantwortet, was damals 
freilich nichts an seiner zustim-
menden Haltung änderte“

Zur Erinnerung: Die Aus-
maße dieses Einmal-Events 

stehen in krassem Wider-
spruch zu den in allen ande-
ren Bereichen verordneten 
Einsparungen. Und das, ob-
wohl Landesrat Dr. Buchmann 
in der Landtagssitzung vom 
9.2.2010 verkündet hat, dass 
die Schi-WM ohne weitere 
Vorbereitungen und Investiti-
onen schon damals problem-
los durchgeführt werden hätte 
können.

Derart immense Ausgaben 
für einmalige Sportevents kön-
nen sich auch nach Meinung 
von Sportökonomen niemals 
wirtschaftlich rechnen (siehe 
M. Franke, Mega-Sportevents: 
Ökonomische und sozioöko-
nomische Wirkungen auf dem 
Prüfstand, 8. Internat. Sympo-
sium „Sport und Ökonomie“, 
Sportwissenschaft 1/2009). 

bereits im Frühjahr 2011 da-
für ein, auch bei der Schi-WM 
in Schladming mit Augenmaß 
vorzugehen. SPÖ, ÖVP und 
FPÖ stimmten gegen diesen 
Vorschlag, auch die Grünen 
stimmten seinerzeit den Regie-
rungsvorlagen zur Schi-WM 
zu. 

KPÖ-LAbg. Werner Murgg: 
„Der ehemalige ÖVP-Landtags-
abgeordnete Kainz bestätigt 
mit der knappen aber durchaus 
präzisen Analyse »190 Milli-
onen Euro Steuergeld für Un-
sinn« den Standpunkt der KPÖ 
das Großprojekt Schladming 
betreffend. Er hat sich aus der 
Politik zurückgezogen statt die-
sen Wahnwitz mitzutragen, was 
ihm aus meiner Warte hoch an-
zurechnen ist. Die Event- und 
Promipolitiker der Landesre-
gierung zogen es natürlich vor, 

Entschlossener Einsatz der Voitsberger Bevölkerung für ihre Geburtenstation – Lan-
desrätin Edlinger-Ploder ließ sich aber nicht vom Zusperren abhalten.

Geburtenstation Voitsberg: Bevölkerung ignoriert, Landtag umgangen
Still und heimlich haben die 
„Reformpartner“ in der stei-
rischen Landesregierung die 
Schließung der Geburtensta-
tion am LKH Voitsberg abge-
segnet. Die mehr als 13.000 
Stimmen des ersten Bezirks-
volksbegehrens wurden somit 
ignoriert, nicht einmal der 
Landtag wurde mit den An-
liegen der Bevölkerung befasst.

KPÖ-Klubobfrau Claudia 
Klimt-Weithaler nannte 

diese Vorgangsweise in ihrer 
Reaktion einen Skandal. „Die 
Landesregierung hätte wenigs-
tens den Landtag mit dem An-
liegen der 13.000 Menschen aus 
dem Bezirk Voitsberg befassen 
müssen. Nach Gutsherrenart 
herrschen LH Voves und sein 
Stellvertreter Schützenhöfer in-
zwischen über die Steiermark, 
die Meinung der Bevölkerung 
interessiert sie dabei ebenso 
wenig wie die des Landtages.“

Die KPÖ hatte noch am 11. 
Dezember in einer Aktuellen 
Stunde versucht, die Schlie-
ßung zu verhindern. Landes-
rätin Edlinger-Ploder war aber 
nicht umzustimmen, obwohl 
es viele gute Gründe gibt, die 

gegen eine Schließung gespro-
chen haben. So hat die Grazer 
Station keine ausreichenden 
Kapazitäten, um den Mehrauf-
wand zu tragen und muss da-
her ausgebaut werden, obwohl 
die Station auf modernstem 
Standard war. Die Anfahrtswe-
ge sind nun für viele werdende 
Mütter aus dem Bezirk Voits-
berg außerordentlich lang. 

Anfang November 2012 
wurde ein internes Dokument 
der KAGes bekannt, in dem 
das Krankenhaus angewiesen 
wurde, Schwangere abzuwei-
sen, auch, so wörtlich, „wenn 
die Geburt schon im Gange ist 
und AUCH wenn eine Kompli-
kation zu erwarten [ist]!“ Inzwi-
schen ist es bereits zu mehreren 
Zwischenfällen gekommen, die 
die Befürchtungen der Voits-
berger Bevölkerung bestätigen.

Die KPÖ kündigt an, sich 
nach dem Ende der Reform-
partnerschaft für eine Wieder-
eröffnung der Geburtenstation 
in Voitsberg einzusetzen. Diese 
sei an diesem Standort sinnvoll, 
habe stets hohe Qualität in der 
medizinischen Versorgung ge-
boten und könne nicht durch 
den kostenintensiven Ausbau 
anderer Stationen ersetzt wer-
den.

Nach jahrelangem Geplän-
kel haben SPÖ, ÖVP und 

FPÖ am 19. März im Landtag 
endgültig nein zu einer Steuer 
für Schotterbarone („Naturnut-
zungsabgabe“) gesagt. Damit ist 
die SPÖ auch vom Versprechen 
einer einnahmeseitigen Bud-
getsanierung abgerückt.

Dadurch entgeht dem Land 
auch ein wichtiger Beitrag für 
Naturschutzmaßnahmen. Im-

merhin wären Einnahmen bis 
zu 4 Mio. Euro im Jahr möglich.

KPÖ-LAbg. Werner Murgg, 
der sich wiederholt für die-
se Abgabe stark gemacht hat: 
„Statt die Schotterbarone we-
nigstens minimal zu besteuern, 
holt sich das Land das Geld 
lieber bei jenen, die auf Wohn-
beihilfe und Pflege angewiesen 
sind. Damit ist die SPÖ ein wei-
teres Mal von einem ihrer Ver-
sprechen abgerückt.“

Keine Steuer für Schotterbarone
LAbg. Murgg (KPÖ): „SPÖ ist wieder umgefallen“


